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Kurzgeschichte EU-Erweiterung

Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und 
die Niederlande treffen die Vereinbarung, ihre Kohle- und 
Stahlindustrie unter gemeinsame Verwaltung zu stellen.

Die sechs Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl unterzeichnen die Verträge von Rom 
und gründen damit die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG), der Vorläufer der heutigen Europäischen Union.

Dänemark, Irland und Großbritannien treten der EWG bei.

Griechenland wird als zehnter Mitgliedsstaat aufgenommen.

Durch die Erweiterung um Spanien und Portugal hat die Ge-
meinschaft nun ein dutzend Mitglieder.

In Maastricht wird der Vertrag über die Europäische Union 
unterzeichnet. Die „Europäische Gemeinschaft“ heißt nun 
offiziell „Europäische Union“ (EU).

Finnland, Österreich und Schweden werden Mitglieder der EU.

Die Staats- und Regierungschefs der EU stimmen der Auf
nahme von Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien, Estland, 
Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik, Ungarn, Malta und Zypern zu.

Euro-Banknoten und –Münzen werden in zwölf Ländern der 
EU eingeführt. Dänemark, Schweden und Großbritannien be-
teiligen sich nicht.

Acht mittel- und osteuropäische Länder – Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, die Slowakei, Tschechien und Ungarn – sowie 
die Mittelmeerinseln Malta und Zypern werden EU-Mitglieder. 
Bulgarien und Rumänien werden 2007 folgen. Die große Bei-
trittsrunde im Mai 2004 wird auch als „Big Bang“ bezeichnet.  
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Vorwort

Ich vermute, dass ich mit dieser Bro
schüre nicht die Lufthoheit über deut
sche Stammtische erobern werde. Aber  
ich will mit sachlich richtigen Infor-
mationen und belegbaren Argumenten 
zu einer konstruktiven Diskussion über 
die Erweiterung der Europäischen 
Union beitragen. Ich habe mich oft  
darüber geärgert, dass vor allem in 
den Medien die Erweiterung der Euro-
päischen Union überwiegend negativ 
interpretiert wird. Ich hoffe, dass ich 

mit dem vorliegenden Heft zeigen kann, dass sich die historisch 
einmaligen Chancen der Erweiterung objektiv bewerten lassen.

Der so genannte Big Bang vom 1. Mai 2004, das heißt der 
gleichzeitige Beitritt von acht mittel- und osteuropäischen 
Ländern sowie von Malta und Zypern zur EU, wird von vielen 
für die Schwierigkeiten der Gegenwart verantwortlich gemacht. 
Das Gegenteil ist richtig. Die Osterweiterung hat einen Schub an 
Demokratie, Wohlstand und Sicherheit für ganz Europa gebracht. 
Die Entwicklung von stabilen Demokratien in allen Beitrittsländern 
seit 1989 ist keine Selbstverständlichkeit. 

Ohne den Druck, die demokratischen Standards der Europäischen 
Union für einen Beitritt übernehmen zu müssen, wäre die 
Entwicklung nicht so reibungslos verlaufen. Ohne die Aussicht auf 
die EU-Mitgliedschaft hätte es nicht so viel Wirtschaftswachstum 
in den Beitrittsländern gegeben. Dafür mehr Migration wegen 
mangelnder Perspektiven und mehr Spielraum für organisierte 
Kriminalität. 
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Wenn wir über die Zukunft der EU diskutieren, dürfen wir eines 
nicht vergessen: Demokratie, Wohlstand und Sicherheit gibt es nur 
in einem einigen Europa. Dies schließt den Westbalkan ausdrücklich 
ein. Mit Mauern haben wir genug negative Erfahrungen gemacht. 
Dass sie keine Probleme lösen können, sollte Europa mittlerweile 
verstanden haben. 

Ihre Gisela Kallenbach 
Mitglied des Europäischen Parlaments

Ausschuss für regionale Entwicklung
Delegation Südosteuropa



Ein großes Projekt: 
Demokratie, Freiheit und Frieden in ganz Europa

Europa im Frühsommer 1989: Jahrzehnte nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges sind immer noch große Panzerarmeen jederzeit mobilisier
bar. Atomwaffenarsenale unvorstellbarer Zerstörungskraft verdeutlichen, 
dass der alltägliche Frieden in Europa trügerisch sein kann. Für 
Millionen Menschen in Mittel- und Osteuropa sind freie Wahlen und 
freie Meinungsäußerung Fremdwörter.

Europa im Frühsommer 2004, 15 Jahre 
später: Fast 460 Millionen Europäer von 
Portugal bis Estland haben in freien Wahlen 
ein gemeinsames Parlament gewählt. Den 
Eisernen Vorhang gibt es schon lange nicht 
mehr. Im Prinzip kann sich jeder Unionsbürger 
in allen europäischen Ländern frei bewegen, 
arbeiten, Geschäfte tätigen oder Urlaubsreisen 
planen. Das geeinte Deutschland ist nun 
erstmals in seiner Geschichte ausschließlich 
von demokratischen Ländern umgeben.

Bei allen ökonomischen Erfolgen der europä-
ischen Einigung, die große Erfolgsgeschichte  

der Europäischen Union und ihrer Erweiterung ist die politische Dimen
sion. Krieg, Zerstörung und Unterdrückung sind passée. Europa ist  
demokratisch, frei und friedlich, in Madrid und in Warschau, in Berlin 
und in Budapest. Eine Selbstverständlichkeit?

Ein Blick in Richtung Balkan beweist das Gegenteil. Unter den kommu-
nistischen Staaten in Europa war das ehemalige Jugoslawien sicherlich 
das Land mit dem größten Maß an individueller Freiheit. Dennoch kam 
es mit dem Zusammenbruch des kommunistischen Regimes zu einem 
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nationalistisch motivierten Auseinanderbrechen, zu Krieg und Völker-
mord. Nicht vorstellbar in Polen, Ungarn & Co? Waren soziale Unruhen 
mit allen politischen Folgen so abwegig, als das Bankensystem in Tsche-
chien zusammenbrach? Sind die russischen Minderheiten im Baltikum 
nicht ständiger Grund für Konflikte? Nein, die Entwicklung zu stabilen, 
marktwirtschaftlichen Demokratien war keineswegs ein Selbstläufer. 
Alle Experten sind sich einig: Ohne den Druck, die demokratischen Stan-
dards der EU für einen Beitritt übernehmen zu müssen, ohne die attrak-
tive Perspektive des europäischen Binnenmarktes wäre die Entwicklung 
nicht so reibungslos verlaufen.

Jetzt herrscht also überall eitel Sonnenschein? Mitnichten! Große Her-
ausforderungen liegen vor uns. Bei den Bevölkerungen ist Europa noch 
nicht angekommen, wie die teilweise unter 30% liegende Beteiligung an 
den Europawahlen zeigen. Das Nein der Franzosen und Niederländer 
zum Europäischen Verfassungsvertrag hat für einen tiefen Einschnitt in 
Sachen Funktions- und Zukunftsfähigkeit der EU gesorgt. Und die Ent-
scheidungsprozesse sind mit der Erweiterung zwangsläufig schwieriger 
geworden. Was noch gut mit 12 bzw. 15  Mitgliedsstaaten funktionierte, 
ist mit 25 oder sogar 27 Partnern ungleich komplizierter. Genau hier 
sollte der Verfassungsvertrag Abhilfe schaffen. Das ist nicht gelungen. 
Zurzeit ist unklar, wie es mit diesem großen Reformprojekt weitergeht. 
Mindestens dreierlei ist jedoch unausweichlich: Die Neudefinition der 
Zusammensetzung von Europäischer Kommission, die Begrenzung der 
Zahl der Europaabgeordneten und die Einführung von umfassenden und 
transparenten Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat der EU. Trotz 
des gegenwärtigen Stillstandes in der Debatte: Die nötigen Reformen las-
sen sich nur mit einem Europäischen Verfassungsvertrag verwirklichen. 
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Freier Grenzverkehr  
und moderner Rechtsstaat

Mit der großen Erweiterungsrunde 2004 hat sich an den Grenzen zu 
den Beitrittsländern nichts Wesentliches geändert. Zwar haben die 
neuen EU-Staaten das so genannte Schengener Abkommen unter-
zeichnet, es ist jedoch praktisch noch nicht in Gänze wirksam. Dass 
heißt nichts anderes, als das nach wie vor Grenzkontrollen zwischen 
den alten und neuen EU-Staaten durchgeführt werden. Erst wenn für 
alle Neumitglieder die nötigen technischen Voraussetzungen geschaf-
fen sind, können die Grenzkontrollen wegfallen. Dies wird frühestens 
2007 geschehen. Und nicht zu vergessen ist : Auch im erweiterten Eu-
ropa werden in Zukunft Grenzkontrollen möglich sein – sollten be-
sondere Umstände dies erfordern. So geschehen zur Fußballweltmeis-
terschaft in Deutschland. Hier wurde Grenzkontrollen vorübergehend 
wieder eingeführt, um die Einreise von gewaltbereiten Hooligans aus 
den Nachbarländern zu verhindern.

Wofür steht der Begriff Schengen?

Die Schengen-Abkommen sind nicht im Rahmen der EU-weiten 
Gesetzgebung zustande gekommen. Vielmehr steht Schengen für 
eine Sammlung von Verträgen, die 1985 zwischen einzelnen EU-
Mitgliedsstaaten geschlossen wurden. 1997 dann wurden die in 
der luxemburgischen Stadt Schengen vereinbarten Bestimmun-
gen in den Rechtsrahmen der Europäischen Union einbezogen. 
Das Abkommen regelt, ob Unionsbürger an den Binnengrenzen 
ihren Ausweis zeigen müssen, welche Reisefreiheiten bzw. Aufent
haltsrechte Personen aus Drittstaaten haben oder wie die grenz
übergreifende polizeiliche Zusammenarbeit erfolgen soll. Nicht 
alle EU-Staaten haben das Abkommen von Schengen ratifiziert, 
dafür aber einige Nicht-EU-Staaten, wie z.B. Island.
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Mit der Erweiterung der Europäischen Union geht eine Ausweitung der 
Zusammenarbeit von Polizei, Zoll und Justiz einher. Tschechische und 
deutsche Polizei können nun miteinander abgestimmt und damit sehr 
viel wirksamer gegen Schleuserbanden vorgehen. Die Strafverfolgung 
endet nicht mehr an der Grenze zu Polen. Der europäische Haftbefehl 
macht’s möglich. Dagegen steht: Die Außengrenzen der EU haben sich 
erheblich verändert. Sie sind sehr viel länger und damit auch viel schwie-
riger zu kontrollieren.

Zu guter Letzt: EU-Standards für Grenzkontrollen und den Umgang 
mit Flüchtlingen und Einwanderern aus 
Nicht-EU-Staaten sind nun auch in den 
Beitrittsländern wirksam. Die fast täglichen 
Meldungen von Flüchtlingsbooten auf 
den Kanarischen Inseln zeigen aber auch: 
Grenzkontrollen sind das eine. Die wirk-
lichen Ursachen für Flucht und Vertreibung 
beheben sie nicht. 

Die EU hatte den Kandidatenländern zur Auflage gemacht, für moder-
ne rechtsstaatliche Strukturen und korruptionsfreie Verwaltungen zu 
sorgen. Andernfalls würde der Beitritt in Frage gestellt. Ein Anreiz-
programm, das aufging, mit positiven Folgen in den neuen wie in den 
alten EU-Staaten. Die Neubürger in Mittel- und Osteuropa  kommen 
nun nach Jahrzehnten kommunistischer Herrschaft in den Genuss des 
demokratischen Rechtsstaats, absoluter Reisefreiheit und dem Prinzip 
der Nicht-Diskriminierung. In der alten EU profitieren Firmen, die in 
den neuen Ländern investieren, von der neuen Rechtssicherheit.

Kriminalitäts
bekämpfung wird 
durch EU-weite 
Kooperation von  
Polizei, Zoll und 
Justiz wirksamer.
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Herausforderung und Chance   
für den Wirtschaftsstandort Deutschland

Für die Medien war es ein gefundenes Fressen: AEG und auch  
Electrolux verlegen zentrale Betriebsteile nach Mittel- und Osteuropa, 
die Standorte in Deutschland werden geschlossen. Haben wir es doch 
immer gewusst: Deutsche Unternehmen haben nur auf die Erweiterung 
gewartet, um dann ihre Betriebe gen Osten zu verlegen, der Arbeiter 
dort kostet einfach weniger. Zwei Beispiele unter vielen? Ein entschie-
denes Nein kann nur die Antwort sein. Von einer massiven Abwande-
rung deutscher Unternehmen in die neuen Mitgliedsstaaten kann gar 
nicht die Rede sein. Die Effekte der Erweiterung auf die Verlagerung 
von Arbeitsplätzen sind minimal. Ingesamt hat die Erweiterung sogar 
zu einem Plus an Arbeitsplätzen in Deutschland geführt.

Entwicklung der deutschen Exporte in die mittel- 
und osteuropäischen Beitrittsländer 2000 – 2004

		 Ausfuhren Deutschlands in Mrd. Euro

	 2000	 2004	 Veränderung in %

Insgesamt	 597,4	 733,4	 +23
Europa	 437,8	 545,4	 +25
MOEL-8	 445,0	 460,4	 +34
Tschechien	 412,8	 417,8	 +39
Estland	 440,4	 440,7	 +75
Ungarn	 410,3	 412,5	 +21
Lettland	 440,6	 440,8	 +33
Litauen	 440,9	 441,5	 +67
Polen	 414,5	 418,8	 +30
Slowenien	 442,2	 442,7	 +23
Slowakei	 443,3	 445,6	 +70

Datenquelle : Außenhandel 2002 und 2004 vom Statistischen Bundesamt
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Die Wirtschaft der neuen EU-Mitglieder boomt. Um jährlich 3,75% 
sind ihre Volkswirtschaften seit 1997 gewachsen. Der immense Pro-
duktionszuwachs hat dazu geführt, dass händeringend moderne Ma-
schinen, Fertigungsapparaturen und Elektronik gesucht werden. Und 
das ist sozusagen das Spezialgebiet der deutschen Exportwirtschaft.

Der Handel zwischen Deutschland und den neuen Mitgliedstaaten ist 
im letzten Jahrzehnt explodiert. Allein zwischen 2000 und 2004 sind 
die deutschen Exporte in die acht osteuropäischen Neumitglieder um 
34% gestiegen. Kein anderes Land der Europäischen Union kann auf 
solche Zuwächse verweisen.

Ein weiteres Stichwort ist der Struktur-
wandel. Ein Beispiel : Ein sächsisches 
Computerunternehmen verlagert sein Call- 
Center nach Tschechien. Dort sind die  
Löhne und damit die Lohnkosten niedriger, 
die Firma spart Kosten. Dieses Geld wird 
nun frei. Die Computertechnologie und 
die hoch qualifizierten Mitarbeiter findet das Unternehmen jedoch in 
Sachsen. Was liegt also näher, als das freie Geld hier zu investieren? 
Indirekt kann die Verlagerung von geringer qualifizierten Jobs nach 
Mittel- und Osteuropa Arbeitsplätze in Deutschland sichern und schaf-
fen. Alle Zahlen bestätigen dies: Der Exportanteil deutscher Spitzen-
technologie steigt. Weniger forschungsintensive Branchen wie die Tex-
tilindustrie verlieren dagegen Anteile. Das kann für manche Regionen 
schmerzhaft sein. Insgesamt gewinnt Deutschland durch den Handel 
mit den neuen EU-Staaten.

Die Herausforderung des Beispiels liegt auf der Hand: Der sächsische 
Computerunternehmer muss gut ausgebildetes Personal finden. Leichter 
gesagt als getan. Ein funktionierendes, hoch qualifizierendes Bildungs-
system zu schaffen, das ist eine zentrale Aufgabe für die Zukunft.

 

Die Erweiterung  
hat zu einem Plus  
an Arbeitsplätzen  
in Deutschland 

geführt.
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Unbegründet:    
Unsere Angst vor Masseneinwanderung

Erzählungen über den polnischen Klempner, den tschechischen Schlach-
ter und den Fliesenleger aus Ungarn kursieren viele. Bis jetzt sind 
erst wenige Zahlen bekannt. Aber diese sprechen eine ganz andere 
Sprache. Die große Einwanderungswelle aus Mittel- und Osteuropa 
ist ausgeblieben. Noch nicht einmal 1% der erwerbsfähigen Bevölke-
rung erreichte die Zahl der Mittel- und Osteuropäer, die nach der Er-
weiterung in der alten EU eine Arbeitsstelle suchten. In Schweden, 
das seine Grenzen völlig geöffnet hat, stammen 0,2% der Arbeitskräf-
te aus den neuen Mitgliedsstaaten. Österreich konnte einen Anstieg von  
0,7 auf 1,4% verzeichnen. In Deutschland, das wie Österreich strenge  
Kriterien für den Arbeitsmarktzugang anwendet, kamen im Jahr nach  
der Erweiterung 0,7% der Erwerbsbevölkerung  aus den neuen Mitglieds-
ländern Mittel-, Ost- und Südeuropas. Der Großteil ausländischer Ar-
beitskräfte stammt nach wie vor aus Ländern außerhalb der EU, im Falle 
Deutschlands vor allem aus der Türkei und den Staaten Ex-Jugoslawiens.

Strenge Aufnahmekriterien? Haben mit 
der Ausdehnung des EU-Vertrages auf die 
mittel- und osteuropäischen Länder nicht 
auch deren Staatsbürger das Recht auf 
freie Arbeitssuche und Arbeitsannahme 
in jedem anderen EU-Mitgliedstaat? Im 
Prinzip schon. Allerdings sind den alten 

EU-Ländern Übergangsregelungen eingeräumt worden. In Deutsch-
land heißt das: In den Branchen des Baugewerbes, aber auch in ver-
schiedenen Bereichen des Handwerks ist die freie Arbeitssuche und die 
Entsendung für Bürger der neuen EU-Staaten aller Voraussicht nach 
bis 2011 erheblich eingeschränkt.

Die große 
Einwanderungswelle 

aus Mittel- und 
Osteuropa ist 
ausgeblieben.
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Ob das gut ist, ist überaus fraglich. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung hat herausgefunden, dass die Länder, die ihre Arbeits‑ 
märkte geöffnet haben, die am besten qualifizierten Arbeitskräfte aus 
Osteuropa gewinnen. Nach Deutschland kommen dagegen vor allem 
gering qualifizierte Arbeitssuchende, um schwarz zu arbeiten. Und das 
obwohl es durchaus einen Arbeitskräftemangel in bestimmten Sek-
toren gibt. Deutschland leistet sich aus politischen Gründen den Luxus, 
Wachstumspotentiale nicht auszuschöpfen. Obwohl selbst bei völliger 
Freizügigkeit nur mit einer jährlichen Einwanderung von 68 000 Per-
sonen im Jahr 2010 und nur noch mit 13 000 Personen in 2020 zu 
rechnen ist (Quelle : DIW). Es ist zu hoffen, dass die Politik in dieser 
Hinsicht umdenkt.
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Quelle: Europäische Kommission – Grafik: Philipe Sufryd
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Eine Währung für ganz Europa

Euro und Erweiterung, das passt zunächst einmal nicht zusammen. 
Schließlich ist bis jetzt keines der Länder der großen Beitrittswelle in 
die Euro-Zone aufgenommen worden. Man zahlt weiterhin in Zloty, 
Krone und Forint. Über kurz oder lang werden jedoch auch die neuen 
EU-Staaten in Mittel-, Ost- und Südeuropa den Euro übernehmen. Das 
erste Land steht bereits kurz vor der Tür: Slowenien wird 2007 den 
Euro einführen.

Man kann es den neuen Mitgliedsstaaten nicht verdenken. Der Euro, 
den wir nur ungern gegen die geliebte D-Mark eingetauscht haben,  
ist eine Erfolgsgeschichte. Er hat sich als außerordentlich stabil  
erwiesen, sich gegenüber dem US-Dollar behauptet und das Gewicht 
der EU auf den internationalen Finanz- und Warenmärkten erhöht.  
Für Deutschland als Exportnation wichtig: Der Euro erleichterte den 
Handel erheblich. Jeder Mittelständler, der grenzüberschreitend ein- 
und verkauft, schätzt die Kostenersparnis durch unnötig gewordene 
Absicherung gegen schwankende Wechselkurse.

Die Maastricht-Kriterien

sind die Kriterien, die im Vertrag von Maastricht als Voraussetzung 
zur Teilnahme eines Landes an der Wirtschafts- und Währungs
union aufgestellt wurden. Die vier Konvergenzkriterien sind:
n stabile Preise
n stabile Wechselkurse
n Haushaltsdisziplin
n langfristig niedriges Zinsniveau
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Mit der Einführung des Euros in den weiteren europäischen Staaten 
würden die Vorteile auch in diesen Ländern nutzbar. Der Wochenendein-
kauf in Polen, der Urlaub am Plattensee würden ohne nervigen Wäh-
rungsumtausch möglich. Die Preise wären direkt mit denen zu Hause 
vergleichbar. Aber auch in den Beitrittsländern sind positive Effekte 
zu erwarten. Experten begrüßen günstige Investitions- und Zinsbedin-
gungen – übrigens auch für deutsche Investoren. Und die Bedeutung des 
Euros gegenüber dem US-Dollar wird noch steigen, wenn er auch in den 
Beitrittsländern eingeführt wird.

Dies alles ist allerdings noch Zukunftsmusik. Slowenien macht zwar 
einen Anfang. Hohe Haushaltsdefizite, Schulden- und Inflationsraten 
behindern aber vorerst baldige Aufnahmen weiterer Länder in die 
Euro-Zone. Die meisten der neuen Mitgliedsstaaten haben noch eine 
Fülle von Hausaufgaben zu erledigen, ehe sie in den Genuss des Euros 
kommen werden. Die strengen Aufnahmekriterien des Maastrichter 
Vertrages müssen erfüllt werden.

Eine starke Währung: Der Kursverlauf des Euros zum US-Dollar
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Wer soll das bezahlen?

Seien wir ehrlich, wir haben wahrscheinlich alle schon einmal insge-
heim den Kopf geschüttelt, wenn in der abendlichen Tageschau wieder  
vom deutschen Finanzbeitrag zum EU-Haushalt die Rede war. 7,1 Mil‑ 
liarden Euro ist viel Geld. Hören wir dann, dass Deutschland mit  
2,3 Milliarden Euro an den Kosten der großen EU-Erweiterungsrunde 
im Mai 2004 beteiligt war, schlagen wir die Hände über dem Kopf 
zusammen. Aber diese Beträge gilt es einzuordnen. Schließlich haben 
wir es mit dem Beitritt von 10 Staaten mit knapp 74 Millionen Ein-
wohnern zu tun. Schließlich teilen sich die Kosten 25 Staaten mit fast 
460 Millionen Bürgern.

Schauen wir dem Finanzminister auf die Finger: 25,14 Milliarden 
Euro hat die Europäische Kommission errechnet, kostete die EU-Er-
weiterung in den Jahren 2004 bis 2006. Davon wurden allerdings fast 
15 Milliarden Euro durch die neuen Mitglieder selbst aufgebracht, 
den Rest steuerten die alten Mitglieder bei. Dass heißt nichts anderes, 
als dass die alten EU-Mitgliedsstaaten 26 Euro pro Kopf für die Er-

weiterung ausgegeben haben. Es lässt sich 
ein anschaulicher Vergleich herstellen: Der 
Preis, den jeder Bürger als Beitrag zur Ei-
nigung Europas gezahlt hat, entspricht dem 
einer Tasse Kaffee pro Monat.

In diesem Lichte betrachtet, erscheint die Erweiterung als gar nicht 
mehr so teuer. Insbesondere für die Exportnation Deutschland be-
deutet die Erweiterung einen geldwerter Vorteil. Zunächst einmal ist 
festzustellen, dass die neuen Mitgliedsstaaten den größten Teil ihrer 
Importwaren aus den alten EU-Ländern beziehen. Die Volkswirt-
schaften in den neuen Mitgliedsstaaten wachsen rapide, sie benötigen 
Infrastruktur, Maschinen und Konsumgüter. Diese Güter beziehen sie zu 
einem großen Teil aus den alten Mitgliedsstaaten, das heißt wiederum 

Eine Tasse Kaffee 
pro Monat für die 
Einigung Europas.
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zu einem großen Teil aus Deutschland – denn Deutschland hält 50% 
des Handels zwischen den alten und den neuen Mitgliedsstaaten. Ein 
Teil der deutschen Ausgaben für die Erweiterung fließt also wieder 
zurück und kurbelt hier die Wirtschaft an.

Bei aller Kosten-Nutzen-Analyse, ein Punkt ist nicht auszuklammern: 
Mit der EU-Erweiterung wurde ein Klima des Friedens und des Ver-
trauens in nahezu ganz Europa etabliert. Dies ist unzweifelhaft ein 
Wert an sich. Und zudem ein großer finanzieller Vorteil für Deutsch-
land. Man führe sich nur die Beträge vor Augen, die zu Zeiten des 
Kalten Krieges Jahr für Jahr zur Unterhaltung einer umfassenden 
Landesverteidigung ausgegeben worden sind.

Übrigens: Die Kosten der bevorstehenden Erweiterung um Rumänien 
und Bulgarien werden die Europäische Union und Deutschland im Spe-
ziellen nicht sonderlich treffen. Die beiden südosteuropäischen Länder 
werden mit einem Anteil von 6% an der EU-Gesamtbevölkerung nur 
ungefähr 4% der Haushaltsmittel erhalten.
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Das größte Umweltschutzprogramm 
der Welt

Die EU-Erweiterung ist einmal als das größte Umweltschutzpro-
gramm der Geschichte bezeichnet worden. Das hört sich hochtrabend 
an. Aber so weit hergeholt ist diese Einordnung gar nicht. Ein Blick 
auf die Fakten zeigt : Mit der Erweiterung der Europäischen Union im 
Jahre 2004 sind auf einen Schlag Umweltschutzstandards in einem 
Umfang eingeführt worden, wie nie zuvor geschehen. Denn alle zehn 
Beitrittsländer in Mittel-, Ost- und Südeuropa passten ihre zumeist 
ziemlich niedrigen Schutzbestimmungen den hohen Maßgaben der 
EU-Umweltrichtlinien an.

Dabei profitieren neue wie alte Mitgliedsstaaten. Erste Falluntersu-
chungen bestätigten dies – Beispiel Luftverschmutzung: Mit der vollen 
Umsetzung der EU-Vorgaben zur Reinhaltung der Luft wird die Zahl 
der Todesfälle durch Luftverschmutzung um 15.000 bis 34.000 sin-
ken; der Personenkreis, der unter chronischer Bronchitis leidet, verrin-
gert sich um 43.000 bis 180.000.
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Im Hinterkopf ist zu behalten: Luft und Wasser kennen keine Staats-
grenzen. Kommt das Elbwasser erst einmal verschmutzt an der säch-
sischen Landesgrenze an, sind teure Umweltschutzmaßnahmen an der 
deutschen Elbe nur Kosmetik. Völlig klar ist : Durch die Vorreiter-
rolle in Sachen saubere Luft und Wasser, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit haben sich die Lebensverhältnisse in Deutschland seit den 
siebziger Jahren erheblich verbessert. Aber welche Verbesserung  
bringen Hightech-Filteranlagen, wenn wenige Kilometer entfernt im 
europäischen Ausland Kohlekraftwerke ältester Bauart unsere Atem-
luft verpesten?

Die Europäische Erweiterung bietet hier 
eine einzigartige Chance: Unsere hohen 
Umweltstandards werden in die Beitritts-
länder exportiert. Für das Kohlekraftwerk 
in Tschechien gelten die gleichen Grenz-
werte wie für das Pendant in Brandenburg. Die Luft wird in ganz Eu-
ropa sauberer. Das ECOTEC-Institut geht davon aus, dass die alten 
EU-Staaten im Umfang von 6,5 Mrd. Euro durch die Umsetzung der 
europäischen Umweltschutzauflagen in den neuen Mitgliedsstaaten 
profitieren werden.

Aber: Noch sind nicht alle EU-Gesetze umgesetzt, häufig gelten Über-
gangsfristen. In vielen Ländern Mittel- und Osteuropas hat hohes 
Wirtschaftswachstum zu einem starken Anwachsen des Personen- und 
Güterverkehrs geführt. Verstärkter Ausstoß von Treibhausgasen ist die 
logische Folge. Hier gilt es am Ball zu bleiben und eine zügige Umset-
zung  der EU-Umweltschutzstandards anzumahnen – aber auch durch 
Investitionen in moderne Anlagen den neuen Mitgliedern unter die 
Arme zu greifen. Positiver Nebeneffekt: Die hoch entwickelte deutsche  
Umwelttechnikindustrie gewinnt neue Märkte und schafft Arbeits
plätze in Deutschland.

Luft und Wasser  
kennen keine  

Staatsgrenzen.
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Mit Hilfe der EU zum Global Player

Die erweiterte EU erhöht die Wirkung Deutschlands in der internatio-
nalen Politik. Das hört sich nach Sonntagsreden an. Jedoch: Nehmen 
wir nur die Verhandlungen zur so genannten Doha-Runde der Welt-
handelsorganisation WTO – hier geht es darum, durch kluge handels-
politische Entscheidungen den ärmsten Ländern der Welt zu helfen. 
Durch die Erweiterung hat die Stimme der EU am Verhandlungstisch 
an Gewicht gewonnen. Und Deutschland kann über die EU das Ergeb-
nis maßgeblich mitbestimmen. Ähnliches gilt in New York, bei den 
Vereinten Nationen.

Grafik: Philipe Sufryd

Die Außenvertretung der Europäischen Union

Kooperation
&

Koordination

Die amtierende 
Ratspräsidentschaft
d.h der Regierungschef 
des jeweiligen Landes, 
das den Ratsvorsitz 
innehat (zurzeit  
Finnland, ab Januar 
2007 Deutschland)

Der Hohe Vertreter 
für die Gemeinsame 
Außen- und Sicher-
heitspolitik
(Zugleich General
sekretär des Rates)

d.h eine Art „Außen-
beauftragter” der 
Regierungschefs (seit 
1999: Javier Solana)

Der Kommissar für 
Außenbeziehungen 
und Europäische 
Nachbarschafts
politik
d.h das für Außenpolitik 
zuständige Mitglied der 
Europäischen Kommis-
sion (seit 2004 Benita 
Ferrero-Waldner)
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Zweifellos: Die Europäische Union kehrt nach der Erweiterung ge-
stärkt auf das diplomatische Parkett zurück. Für Deutschland bietet 
sich die Chance, das neue außenpolitische Potential der erweiterten 
EU zu nutzen, um einen wohldosierten Einfluss auf das internationale 
Geschehen auszuüben.

Jedoch aufgepasst! In der größeren EU werden außenpolitische Ent-
scheidungsprozeduren nicht leichter. Es wird schwieriger, eine einheit-
liche Position zu benennen. Der Irakkrieg hat es gezeigt. Während 
Deutschland und Frankreich kritisierten, waren Briten und Polen mit 
Soldaten vor Ort. Der gegenwärtige EU-Vertrag weist eine Vielzahl an 
Defiziten und Unzulänglichkeiten auf, die die EU daran hindern, auf 
der Weltbühne wirkungsvoll tätig zu werden. Man denke nur an die 
drei außenpolitischen Ansprechpartner Generalsekretär, Außenkom-
missar und jeweiliger Ratspräsident. Da ist 
es für den diplomatischen Besucher schon 
einmal schwierig zu verstehen, wer für was 
zuständig ist. Tiefgreifende Reformen sind 
dringend nötig.

Die Erweiterung 
stärkt Deutschlands 

internationalen 
Einfluss.
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Was bringt die Zukunft?

Bisher zeichnet sich kein weiterer „Big Bang“ wie 2004 ab. Die Bei-
trittsverträge für Rumänien und Bulgarien sind unterzeichnet worden, 
die beiden Länder werden 2007 der Europäischen Union beitreten. In 
den Verträgen sind jedoch Schutzklauseln enthalten, die deren voll-
ständige Wirksamkeit einschränken, falls Bulgarien und Rumänien 
nicht alle erforderlichen Maßnahmen, insbesondere in den Bereichen 
Wettbewerb und Justiz, umsetzen. Einige Zeit später wird hoffentlich 
Kroatien folgen, sobald es allen Anforderungen genügt. Für weitere 
Länder des westlichen Balkans besteht auf längere Sicht eine Beitritts
perspektive, allerdings liegt noch sehr viel Arbeit vor ihnen, bis die 
Beitrittskriterien erfüllt sind. Und dann?

Die Gründungsverträge der Europäischen Union benennen es klar und 
deutlich: Die EU ist offen für alle Völker Europas. Hier heißt es, dass 
jedes europäische Land, das die Werte Demokratie, Menschenrechte 
und Rechtsstaatlichkeit achtet, die EU-Mitgliedschaft beantragen 
kann. Dabei sind Werte und politischer Wille entscheidend und nicht 
Flüsse und Berge. Die Europäische Union ist ein politisches Projekt 
und ihre Grenzen sind politischer Natur.

Die EU hat Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufgenommen. Die 
Türkei wird jedoch lange, ein Jahrzehnt oder mehr, brauchen, bis sie 
alle Kriterien erfüllt. Doch eine Entwicklung ist jetzt schon festzu-
stellen – ein Prozess, der uns von der zurückliegenden großen Erwei-
terungsrunde 2004 nur zu bekannt vorkommt: Die Perspektive der 
EU-Mitgliedschaft hat bereits zu entscheidenden und außerordentlich 
ehrgeizigen Reformen im Land am Bosporus geführt.
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